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Staatsmilliarden gegen die Umwelt
162 Subventionen schaden der Biodiversität – Forscher fordern, dass sie abgeschafft oder angepasst werden.

DominicWirth

Ein Drittel der Tier- und Pflan-

zenarten inderSchweiz sindge-

fährdet; bei denLebensraumty-

pen ist es gar die Hälfte. Jetzt

zeigt eine Studie, dass ausge-

rechnetder StaatdieseEntwick-

lung befeuert – mit Subventio-

nen, die Spuren hinterlassen.

Und zwar nicht nur dort, wo sie

das sollen.

Dass staatlicheFördergelder

ihren Teil zur Biodiversitätskri-

se beitragen, wird schon länger

diskutiert. Erstmals haben nun

Forscher der Eidgenössischen

Forschungsanstalt für Wald,

Schnee und Landschaft sowie

derAkademie fürNaturwissen-

schaften das Problem unter die

Lupe genommen. Sie haben

untersucht, wo die ökologische

Vielfalt belastet ist. Undwelche

Rolle Subventionen spielen.

SchädlicheSubventionen
von40Milliarden
Nun liegt eineListemit 162Sub-

ventionenvor, die derBiodiver-

sität schaden. Aufgeführt sind

dabei Subventionen, bei denen

direkt Geld fliesst. Aber auch

solche, bei denen etwa Steuern

vergünstigt werden, um einen

Fördereffekt zu erzielen.

Insgesamt geben Bund und

Kantone jährlich 40 Milliarden

Franken für Subventionen aus,

welche die Biodiversität in der

einen oder anderen Form – und

unterschiedlich stark –belasten.

Laut der Studienautoren ist das

eine konservative Schätzung,

weil sich der Umfang der Sub-

ventionen nicht immer quanti-

fizieren liess – geradedort nicht,

wo das Geld nicht direkt fliesst,

sondernebenzumBeispiel über

Steuererleichterungen. Auch

diese Schätzung zeigt aber für

Daniela Pauli, Leiterin des Fo-

rums Biodiversität, dass «der

Handlungsbedarf sehr gross»

sei.

DieumweltschädlichenSub-

ventionen fliessen in diverse

Politikbereiche, wobei zwei he-

rausstechen:dieLandwirtschaft

undderVerkehr.AlsBeispiel für

denLandwirtschaftsbereich er-

wähnt die Studie die Investi-

tionshilfe zur Strukturverbesse-

rung.HinterdemsperrigenTitel

verbirgt sichetwadieFörderung

von Weg- und Strassenbau im

Berggebiet oderRandregionen.

Dasverbessert zwardenZugang

zu den Gebieten, doch für die

Biodiversität hat das negative

Folgen,weil dieNutzungverein-

facht wird.

Im Verkehrsbereich läuft

etwa die Befreiung der Treib-

stoffevonderCO2-Abgabedem

Schutz der Biodiversität zuwi-

der. Dazu kommen Gelder an

andere Bereiche wie Forstwirt-

schaft, Tourismus, Energiepro-

duktionoderSiedlungsentwick-

lung. Hier nennt die Studie die

Wohneigentumsförderung.Die-

se förderedieVersiegelung–und

gefährde damit Lebensräume.

Zahlreiche Subventionen

schaden der Biodiversität.

Gleichzeitig fördern Bund und

Kantone den Erhalt der Biodi-

versität je nachBerechnungmit

520Millionenbis 1,1Milliarden

pro Jahr.DieStudienautorenfin-

den, dass es an der Zeit sei, von

dieser «Reparaturpolitik» weg-

zukommen. Sie empfehlendes-

halb, dass Subventionen, die

schlecht für die Biodiversität

sind, abgeschafft oder umge-

baut werden. Und verweisen

auch auf die Schätzung, dass es

im Jahr 2050 zwischen vier und

sieben Prozent des BIP kosten

werde, verlorene Ökosystem-

leistungenzuersetzen. So sollen

künftig Kleinwasserkraftwerke

nicht mehr subventioniert wer-

den,weil siederVielfalt imWas-

ser schaden. Dafür soll Geld an

Fotovoltaikanlagen fliessen. Im

Verkehrsbereich lautetdieEmp-

fehlung, dass auch auf Treib-

stoffe eine CO2-Abgabe fällig

wird.

KommtderÖkocheck
fürSubventionen?
Die zwei Beispiele eignen sich

gut, um aufzuzeigen, wie weit

derWegvonderwissenschaftli-

chen Empfehlung zur politi-

schen Realität ist. Im Energie-

und Verkehrsbereich wirken

starke Lobbys. Die Einführung

einerCO2-AbgabeaufTreibstof-

fe etwa wird seit Jahren disku-

tiert.Doch selbst bei der laufen-

denBeratungdesCO2-Gesetzes

hat sie keineChance.

Kommt dazu, dass das The-

ma Biodiversität auch beim

Bund keine grosse Priorität zu

geniessen scheint. 2012hatte er

sich noch zum Ziel gesetzt, bis

heuer schädliche Subventionen

zu eruieren und wenn möglich

zu vermeiden. 2017 hat er sich

dann abermit demAktionsplan

Biodiversität bis 2023Zeit gege-

ben – für eine Gesamtevalua-

tion.DasWort«vermeiden»fin-

det sich dort nichtmehr.

Bessere Aussichten hat da

eine Empfehlung, die Daniela

Pauli formuliert: ««Wenn der

RückgangderBiodiversität auf-

gehalten werden soll, dürfen

keine neuen Subventionen ge-

sprochenwerden, die derNatur

schaden.» Deshalb, empfiehlt

Pauli, soll imSubventionsgesetz

künftig stehen, dass Finanzhil-

fennurgewährtwerdendürfen,

wenn sie auch ökologisch ver-

träglich sind.

Nach Urteil: Ringier-Chef entschuldigt sich bei Spiess-Hegglin
Der «Blick» verliert auch vorObergericht. Er habe die Persönlichkeitsrechte der ehemaligenKantonsrätin Jolanda Spiess-Hegglin verletzt.

Es war für alle Beteiligten ein

besonderesWeihnachtsfest. Für

die damalige grüne Zuger Kan-

tonsrätin Jolanda Spiess-Hegg-

lin ein besonders schlimmes.

Am24.Dezember 2014brachte

der«Blick»aufderTitelseite ein

Bild von ihrundvomdamaligen

Zuger SVP-Kantonsrat Markus

Hürlimann. Die Schlagzeile

dazu: «Sex-Skandal an der Zu-

ger Landammannfeier: Hat er

sie geschändet?»

Mit dem Artikel gab der

«Blick»denStartschuss zueiner

medialen Lawine, die bis heute

noch nicht ganz verebbt ist.

Hunderte von Zeitungs- und

Onlineartikeln folgten, Dut-

zende von Strafanzeigen und

mehrere Gerichtsverfahren. Im

Zentrum: Jolanda Spiess-Hegg-

lin. Strafrechtlich ist der Fall

längst abgeschlossen. Alle Ver-

fahren sind rechtskräftig einge-

stellt. Doch es bleibt die Frage:

DurftemanSpiess-Hegglinund

Hürlimann damals namentlich

nennen, gar imBild zeigen?

Mandurftenicht.Zudiesem

Schluss kommtnachdemZuger

Kantonsgericht auch das Zuger

Obergericht. In einem Urteil

vom 18. August fällt das oberste

kantonale Gericht ein klares

Verdikt:Mit derPublikationdes

identifizierenden Artikels habe

der «Blick» in «schwerwiegen-

der Weise in die Intimsphäre

eingegriffen».

Das Gericht lässt vom

«Blick» vorgebrachteRechtfer-

tigungsgründe für die Publika-

tion nicht gelten. Auch wenn es

sich bei Spiess-Hegglin umeine

Politikerin gehandelt habe und

sich die Vorkommnisse am

Rand einer politischenFeier er-

eignet hätten, habe kein über-

wiegendes öffentliches Interes-

seaneinerNamensnennungbe-

standen. Es habe bei der

Angelegenheit schlicht einer

«konkretenpolitischen Implika-

tion» gemangelt.

Dass die Klägerin zum Zeit-

punkt der Publikation als mut-

massliches Opfer eines Sexual-

deliktes erschienen sei, «stellt

weder ihremoralische Eignung

in Frage noch ist irgendein ge-

wichtiger Zusammenhang zwi-

schendemmöglichenan ihr be-

gangenen Sexualdelikt und

ihren politischen und behördli-

chen Funktionen erkennbar»,

schreibt dasGericht.

Auch der Umstand, dass

Spiess-Hegglin sich später wie-

derholt zu den Vorkommnissen

an der Landammannfeier ge-

äussert habe, könne nicht rück-

wirkendalsFreipass fürdie erst-

malige Nennung ihres Namens

gewertet werden, heisst es im

Urteil. Es könneSpiess-Hegglin

nicht angelastetwerden,dass sie

sichgegenöffentlichvorgetrage-

neVorwürfe ebenfalls öffentlich

zurWehr gesetzt habe.

Folgt jetztEntschädigungs-
klagegegenRingier?
Das Urteil des Zuger Oberge-

richts ist deutlich. Allerdings

konnte sichSpiess-Hegglinnicht

vollständig durchsetzen. Wie

schondasKantonsgerichthaben

auchdieoberstenZugerRichter

den «Blick» nicht zu einer öf-

fentlichen Entschuldigung ver-

urteilt. Zudem hat das Oberge-

richtdiefinanzielleGenugtuung

für Spiess-Hegglin imVergleich

zumKantonsgerichtvon20000

auf 10000 Franken gesenkt

und sie muss einen Fünftel der

Prozesskosten tragen.

«Das Urteil zur Persönlich-

keitsverletzung könnte nicht

deutlicher sein», sagt

Spiess-Hegglin.«Ichbin so froh,

dass ichdasdurchgezogenhabe.

Wir haben nun eine perfekte

Grundlage für alles, was noch

kommenwird.»

«Blick»-HerausgeberinRin-

gier hat sichgesternMorgenbei

Spiess-Hegglin entschuldigt, in

einem Artikel, der von Rin-

gier-ChefMarcWalder gezeich-

net war. Darin heisst es: «Als

CEO ist es mir aber ein Anlie-

gen, mich nach dem heutigen

Gerichtsentscheid sowohl öf-

fentlich wie auch im persönli-

chen Gespräch mit Jolanda

Spiess-Hegglin zu äussern. Ich

tue dies im Namen der gesam-

ten Ringier AG und damit auch

imNamendes ‹Blicks› unddes-

senChefredaktor,ChristianDo-

rer.» Und weiter: «Es war, ist

und wird nie unsere Absicht

sein, mit unserer Berichterstat-

tung Leid zu verursachen.»

Walder schrieb zudem, er gehe

davon aus, dass Spiess-Hegglin

die Klagen gegen Ringier trotz

Entschuldigung weiterführen

werde.

Möglich ist, dass es zuweite-

ren Entschädigungsforderun-

gen gegen Ringier kommt.

Spiess-Hegglin hat eine solche

Klage als Möglichkeit in Aus-

sicht gestellt. Es sei wichtig,

gegen die «Klickorgien», die

auf dem Buckel von Medien-

opfern inszeniert würden, vor-

zugehen, hatte sie 2019 gesagt.

Ein Mittel dazu sei es, auf die

Herausgabe der von den

Medienhäusern so erzielten

Gewinne zu klagen. Der

Ex-Chefredaktor des Online-

portals watson.ch, Hansi Voigt,

hatte die von Ringier erzielten

Gewinneaufweit über eineMil-

lion Franken geschätzt.

Pascal Hollenstein
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